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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

Mit Schreiben vom 4. April 2003 konsultierte der Rat das Europäische Parlament gemäß 
Artikel 39 Absatz 1 des EG-Vertrags zu der Initiative der Hellenischen Republik im Hinblick 
auf die Annahme eines Rahmenbeschlusses des Rates über die Anwendung des „ne-bis-in-
idem“-Prinzips (7246/2003 – 2003/0811(CNS)).

In der Sitzung vom 10. April 2003 gab der Präsident des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass er die Initiative der Hellenischen Republik an den Ausschuss für die Freiheiten und 
Rechte der Bürger, Justiz und innere Angelegenheiten als federführenden Ausschuss und an 
den Ausschuss für Recht und Binnenmarkt als mitberatenden Ausschuss überwiesen hat 
(C5-0165/2003). 

Der Ausschuss für die Freiheiten und Rechte der Bürger, Justiz und innere Angelegenheiten 
benannte in seiner Sitzung vom 23. April 2003 Maurizio Turco als Berichterstatter.

Der Ausschuss prüfte die Initiative der Hellenischen Republik und den Berichtsentwurf in 
seinen Sitzungen vom 23. April, 12. Juni und 10. Juli 2003.

In der letztgenannten Sitzung nahm er den Entwurf einer legislativen Entschließung 
einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Jorge Salvador Hernández Mollar, Vorsitzender; 
Robert J.E. Evans, Johanna L.A. Boogerd-Quaak und Giacomo Santini, stellvertretende 
Vorsitzende; Maurizio Turco, Berichterstatter; Mary Elizabeth Banotti, Kathalijne Maria 
Buitenweg (in Vertretung von Alima Boumediene-Thiery), Marco Cappato (in Vertretung von 
Mario Borghezio), Michael Cashman, Charlotte Cederschiöld, Carmen Cerdeira Morterero, 
Carlos Coelho, Gérard M.J. Deprez, Anne Ferreira (in Vertretung von Adeline Hazan gemäß 
Artikel 153 Absatz 2 der Geschäftsordnung), Francesco Fiori (in Vertretung von Marcello 
Dell'Utri gemäß Artikel 153 Absatz 2 der Geschäftsordnung), Marie-Thérèse Hermange (in 
Vertretung von The Lord Bethell), Margot Keßler, Eva Klamt, Alain Krivine (in Vertretung 
von Giuseppe Di Lello Finuoli), Jean Lambert (in Vertretung von Pierre Jonckheer), Baroness 
Sarah Ludford, Lucio Manisco (in Vertretung von Ole Krarup), Patricia McKenna (in 
Vertretung von Patsy Sörensen), Manuel Medina Ortega (in Vertretung von Sérgio Sousa 
Pinto), Arie M. Oostlander (in Vertretung von Giuseppe Brienza), Marcelino Oreja Arburúa, 
Elena Ornella Paciotti, Paolo Pastorelli (in Vertretung von Timothy Kirkhope), Hubert Pirker, 
José Ribeiro e Castro, Martine Roure, Heide Rühle, Ole Sørensen (in Vertretung von Bill 
Newton Dunn), Ilka Schröder, Joke Swiebel, Fodé Sylla, Anna Terrón i Cusí, Christian Ulrik 
von Boetticher und Olga Zrihen Zaari (in Vertretung von Walter Veltroni).

Die Stellungnahme des Ausschusses für Recht und Binnenmarkt ist diesem Bericht beigefügt.

Der Bericht wurde am 14. Juli 2003 eingereicht.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu der Initiative der Hellenischen Republik im Hinblick auf die Annahme eines 
Rahmenbeschlusses des Rates über die Anwendung des "ne-bis-in-idem"-Prinzips
(7246/2003 – C5-0165/2003 – 2003/0811(CNS))

(Verfahren der Konsultation)

Das Europäische Parlament, 

 in Kenntnis der Initiative der Hellenischen Republik (7246/2003)1,

 gestützt auf Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe b des EG-Vertrags,

 gestützt auf Artikel 39 Absatz 1 des EU-Vertrags, gemäß dem es vom Rat konsultiert 
wurde (C5-0165/2003),

 gestützt auf Artikel 106 und 67 seiner Geschäftsordnung,

 in Kenntnis des Berichts des Ausschuss für die Freiheiten und Rechte der Bürger, Justiz 
und innere Angelegenheiten und der Stellungnahme des Ausschusses für Recht und 
Binnenmarkt (A5-0275/2003),

1. billigt die Initiative der Hellenischen Republik in der geänderten Fassung;

2. fordert den Rat auf, die Initiative entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

4. fordert den Rat auf, es erneut zu konsultieren, falls er beabsichtigt, die Initiative der 
Hellenischen Republik entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat, der Kommission 
und der Regierung der Hellenischen Republik zu übermitteln.

Von der Hellenischen Republik 
vorgeschlagener Text

Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 1

(1) Das "ne-bis-in-idem"-Prinzip oder 
Verbot der doppelten Strafverfolgung, d.h. 
dass niemand wegen derselben Tat oder 
demselben strafbaren Verhalten zweimal 

(1) Das "ne-bis-in-idem"-Prinzip oder 
Verbot der doppelten Strafverfolgung, dem 
zufolge niemand wegen derselben Tat, 
demselben Sachverhalt oder demselben 

1 ABl. C 100 vom 26.4.2003, S. 24.
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verfolgt oder verurteilt werden darf, ist als 
Individualrecht in den internationalen 
Rechtsinstrumenten über die 
Menschenrechte, wie dem Protokoll Nr. 7 
zur Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(Artikel 4) und der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union (Artikel 50) 
verankert und wird von allen 
Rechtssystemen anerkannt, die sich auf die 
Achtung und den Schutz der Grundrechte 
berufen.

Verhalten zweimal verfolgt oder verurteilt 
werden darf, ist als Individualrecht in den 
internationalen Rechtsinstrumenten über 
die Menschenrechte, wie dem 
Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte (Artikel 14 
Absatz 7) vom 19. Dezember 1966, dem 
Protokoll Nr. 7 zur Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten (Artikel 4) und der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union 
(Artikel 50) verankert und wird von allen 
Rechtssystemen anerkannt, die sich auf die 
Achtung und den Schutz der Grundrechte 
berufen. Dies ist ein wesentliches 
Bollwerk gegen den repressiven Einsatz 
staatlicher Gewalt gegen Menschen.
(Der Änderungsantrag („Tat, Tatsache, 
Verhalten“) gilt für den ganzen Text. Wenn 
er angenommen wird, müssen durchwegs 
die entsprechenden Änderungen 
vorgenommen werden.)

Begründung

Es sollte auch auf den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte verwiesen 
werden, da er eines der ersten internationalen Rechtsinstrumente zum „ne-bis-in-idem“-
Prinzip ist. 

Änderungsantrag 2
Erwägung 2 a (neu)

(2a) Diese Initiative steht im Einklang mit 
dem Vertrag über die Europäische Union, 
dem zufolge die Entwicklung eines Raums 
der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts eines der Hauptziele der EU ist 
(Artikel 2 Spiegelstrich 4); im Vertrag ist 
weiter ausgeführt, dass ein gemeinsames 
Vorgehen der Mitgliedstaaten im Bereich 
der justiziellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen auf eine Vermeidung von 
Kompetenzkonflikten zwischen 
Mitgliedstaaten abzielt (Artikel 29). Im 
Vertrag wird ferner bekräftigt, dass die 
Europäische Union auf der Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten als 
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gemeinsame Grundsätze der 
Mitgliedstaaten beruht (Artikel 6). 

Begründung

Es muss in Erinnerung gerufen werden, dass der vorliegende Rechtsakt auf den im Vertrag 
verankerten Bestimmungen über die Entwicklung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts, die Zusammenarbeit in Strafsachen sowie der Achtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten beruht.

Änderungsantrag 3
Erwägung 2 b (neu)

(2b) Die schrittweise Harmonisierung des 
Strafrechts auf EU-Ebene, die Annahme 
des Europäischen Haftbefehls und die 
Umsetzung des Grundsatzes der 
gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher 
Entscheidungen erfordern dringend, dass 
gemeinsame Mindestverfahrensgarantien 
festgelegt werden, damit die 
uneingeschränkte Wahrung des Rechts 
auf ein faires Verfahren gewährleistet 
wird, wie von Europäischem Parlament 
und Kommission in ihrem Grünbuch 
gefordert; dieser Rahmenbeschluss dient 
auch diesem Ziel. 

Begründung

In diesem Erwägungsgrund wird erläutert, wie dieser Rechtsakt laufende EU-Arbeiten im 
Bereich der gemeinsamen Mindestverfahrensgarantien ergänzt.

Änderungsantrag 4
Erwägung 5

(5) In der Mitteilung der Kommission an 
das Europäische Parlament und den Rat 
vom 26. Juli 2002 betreffend die 
gegenseitige Anerkennung von 
Endentscheidungen in Strafsachen wird 
anerkannt, dass durch die Anwendung des 
"ne-bis-in-idem"-Prinzips ein positiver 
Beitrag zur gegenseitigen Anerkennung 
von Entscheidungen und zur Stärkung der 
Rechtssicherheit innerhalb der Union 
geleistet wird; dies setzt jedoch Vertrauen 
darauf voraus, dass die anzuerkennenden 

(5) In der Mitteilung der Kommission an 
das Europäische Parlament und den Rat 
vom 26. Juli 2002 betreffend die 
gegenseitige Anerkennung von 
Endentscheidungen in Strafsachen wird 
anerkannt, dass durch die Anwendung des 
"ne-bis-in-idem"-Prinzips ein positiver 
Beitrag zur gegenseitigen Anerkennung 
von Entscheidungen und zur Stärkung der 
Rechtssicherheit innerhalb der Union 
geleistet wird.
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Entscheidungen stets nach den 
Grundsätzen der Rechtmäßigkeit, der 
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit 
ergangen sind.

Begründung

Der gestrichene Text ist in diesem Zusammenhang überflüssig.

Änderungsantrag 5
Erwägung 7

(7) Die Anwendung des "ne-bis-in-idem"-
Prinzips hat bisher zahlreiche schwierige 
Fragen in Bezug auf die Auslegung bzw. 
Akzeptanz bestimmter wesentlicher 
Bestimmungen oder allgemeinerer 
Vorschriften (z.B. Bedeutung von "idem") 
aufgeworfen, die auf die uneinheitliche 
Regelung dieses Prinzips in den 
verschiedenen internationalen 
Rechtsinstrumenten und seine 
unterschiedliche Handhabung in der 
nationalen Rechtspraxis zurückzuführen 
sind. Mit dem vorliegenden 
Rahmenbeschluss soll erreicht werden, 
dass die Mitgliedstaaten über gemeinsame 
Rechtsnormen in Bezug auf das "ne-bis-in-
idem"-Prinzip verfügen, um sowohl deren 
einheitliche Auslegung als auch ihre 
einheitliche Anwendung in der Praxis 
sicherzustellen.

(7) Die Anwendung des "ne-bis-in-idem"-
Prinzips hat bisher zahlreiche schwierige 
Fragen in Bezug auf die Auslegung bzw. 
Akzeptanz bestimmter wesentlicher 
Bestimmungen oder allgemeinerer 
Vorschriften (z.B. 
Auslegungsschwierigkeiten im Hinblick 
auf die Bedeutung von "idem" oder 
„dieselbe“ beispielsweise in Bezug auf 
„dieselbe Anklage“, „dieselbe 
Handlungen“, „dieselben Tatsachen“ 
oder „dasselbe Verhalten“) aufgeworfen, 
die auf die uneinheitliche Regelung dieses 
Prinzips in den verschiedenen 
internationalen Rechtsinstrumenten und 
seine unterschiedliche Handhabung in der 
nationalen Rechtspraxis zurückzuführen 
sind. Mit dem vorliegenden 
Rahmenbeschluss soll erreicht werden, 
dass die Mitgliedstaaten über gemeinsame 
Rechtsnormen in Bezug auf das "ne-bis-in-
idem"-Prinzip verfügen, um sowohl deren 
einheitliche Auslegung als auch ihre 
einheitliche Anwendung in der Praxis 
sicherzustellen.

Begründung

Diese geringfügige Ergänzung zum Originaltext macht ihn für den gewöhnlichen fachfremden 
Gesetzgeber leichter verständlich.

Änderungsantrag 6
Erwägung 7 a (neu)

(7a) Es scheint angemessen zu sein, dass 
die EU sich auch mit der Frage der 
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Anwendung des „ne-bis-in-idem“-
Prinzips auf jene Verfahren 
auseinandersetzt, bei denen es um 
dieselbe Tat, denselben Sachverhalt oder 
dasselbe Verhalten sowie dieselben 
Parteien geht, die von einem Mitgliedstaat 
als zivilrechtliche und von einem anderen 
Mitgliedstaat als strafrechtliche 
Angelegenheit betrachtet werden.

Begründung

Die EU wird in nächster Zukunft die Probleme lösen, die sich daraus ergeben, dass manche 
Verbrechen – etwa Betrug – in verschiedenen Mitgliedstaaten verschieden definiert werden. 
Für manche Mitgliedstaaten gehören diese Tatbestände zum Zivilrecht, während sie andere 
als Teil des Strafrechts betrachten. Derzeit gibt es kein EU-Instrument, das dies 
berücksichtigt oder das verfahrensübergreifende Fälle von „ne bis in idem“ über die 
Trennlinie Strafrecht/Zivilrecht hinweg vorsieht. Diese Frage soll so bald wie möglich gelöst 
werden. Leider sieht die Rechtsgrundlage für diesen Rechtsakt (Dritter Pfeiler) eine solche 
Möglichkeit nicht vor, da das Zivilrecht zum Ersten Pfeiler gehört. Die Forderung nach 
weiteren Maßnahmen der EU in diesem Bereich ist begrüßenswert.

Änderungsantrag 7
Erwägung 7 b (neu)

(7b) In Ausnahmefällen und insbesondere 
auf Ersuchen der verurteilten Person 
scheint es angemessen, das Verfahren 
gemäß Protokoll Nr. 4 zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte 
wiederaufzunehmen, falls neue Tatsachen 
oder Umstände vorliegen, die nach Erlass 
der Entscheidung bekannt werden und 
zur Zeit des Verfahrens üblicherweise von 
den Strafverfolgungsbehörden nicht 
festgestellt werden konnten, oder das 
vorausgegangene Verfahren nach den 
materiellen Strafvorschriften und den 
Strafverfahrensvorschriften des 
Mitgliedstaats, in dem eine Person 
rechtskräftig abgeurteilt worden ist, 
schwere, möglicherweise den Ausgang des 
Verfahrens berührende Mängel aufweist, 
vorausgesetzt dass nach den 
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaates 
ein solches neues Verfahren durch eine 
vertikale Anwendung des „ne-bis-in-
idem“-Prinzips zulässig wäre.
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Die Verletzung der Rechte des 
Angeklagten in einem vorausgegangenem 
Verfahren gilt immer als schwerer 
Mangel.

Begründung

Dies ist eine neue Ausnahme von den grenzübergreifenden „ne-bis-in-idem“-Bestimmungen 
im Schengener Durchführungsübereinkommen von 1990. Es geht auf das 4. Protokoll zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention zurück, gilt dort aber nur für die doppelte 
Strafverfolgung innerhalb eines Staates. Sollte dieser Vorschlag darauf abzielen, es einem 
zweiten Mitgliedstaat zu ermöglichen, einen Fall, der in einem ersten Mitgliedstaat bereits 
eingestellt wurde, wieder aufzunehmen, ist dies abzulehnen, da der zweite Mitgliedstaat nicht 
in der Lage ist zu beurteilen, ob es in den vorangehenden Verfahren zu Verfahrensfehlern 
gekommen ist, oder neue Beweise zu suchen. Dem Missbrauch stehen auch deshalb Tür und 
Tor offen, weil der erste Mitgliedstaat versuchen könnte, nationale Einschränkungen für die 
Wiederaufnahme von Fällen zu umgehen, indem er einen zweiten Mitgliedstaat mit weniger 
strengen Vorschriften in diesem Bereich ermutigt, einen Fall wieder aufzunehmen. Sollte es 
bei dem Vorschlag allerdings einfach nur darum gehen darauf hinzuweisen, dass der erste 
Mitgliedstaat Fälle, zu denen in diesem Staat eine Entscheidung erlassen wurde, nach den 
Bedingungen des 4. Protokolls wieder aufzunehmen, besteht ein rechtliches Problem, weil die 
EU nicht die Befugnis hat, sich mit solchen „internen“ Fragen zu beschäftigen, und weil es 
bei dem Vorschlag nur und ausschließlich um die Behandlung von grenzüberschreitenden 
Fällen geht. Deshalb schlägt der Berichterstatter vor, die Klausel in den Erwägungsgründen 
zu erwähnen, da sie rein erklärenden Charakter hat, und „Urteilsmitgliedstaat“ durch 
„Mitgliedstaat, in dem eine Person rechtskräftig abgeurteilt worden ist“ zu ersetzen, damit 
ganz klar ist, auf welchen Mitgliedstaat sich der Vorschlag bezieht. Weitere Bestimmungen 
werden hinzugefügt, um eine korrektere Anwendung des „ne-bis-in-idem“-Prinzips zu 
garantieren und Ausnahmen zu begrenzen.

Änderungsantrag 8
Artikel 1 Buchstabe a erster Spiegelstrich

(a) "strafbare Handlung" (a) "strafbare Handlung"
- Handlungen, die nach dem 
innerstaatlichen Recht jedes Mitgliedstaats 
eine Straftat darstellen; 

- Handlungen, ein Sachverhalt oder 
ein Verhalten, welche nach dem 
innerstaatlichen Recht jedes Mitgliedstaats 
eine Straftat darstellen;

Begründung

Deutlichere Formulierung des Textes. (Der Änderungsantrag gilt für den ganzen Text. Wenn 
er angenommen wird, müssen durchwegs die entsprechenden Änderungen vorgenommen 
werden.)
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Änderungsantrag 9
Artikel 1 Buchstabe b

(b) "Entscheidung" (b) "Entscheidung" 
jede von einem Strafgericht eines 
Mitgliedstaats als Ergebnis eines 
Strafverfahrens erlassene rechtskräftige 
Entscheidung, bei der es sich im Einklang 
mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
jedes Mitgliedstaats um eine Verurteilung 
oder einen Freispruch oder um eine 
endgültige Einstellung der Strafverfolgung 
handeln kann, 

– jede von einem Strafgericht eines 
Mitgliedstaats als Ergebnis eines 
Strafverfahrens erlassene rechtskräftige 
oder nicht berufungsfähige Entscheidung, 
bei der es sich im Einklang mit den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften jedes 
Mitgliedstaats um eine Verurteilung oder 
einen Freispruch oder um eine endgültige 
Einstellung der Strafverfolgung handeln 
kann, 

sowie das Ergebnis einer 
außergerichtlichen Schlichtung in 
Strafsachen; 

sowie das Ergebnis einer 
außergerichtlichen Schlichtung in 
Strafsachen; 

als rechtskräftig gilt jede Entscheidung, 
die nach dem innerstaatlichen Recht 
Rechtskraft besitzt;

– jede Entscheidung eines Gerichts 
oder einer anderen Stelle, die nach dem 
innerstaatlichen Recht Rechtskraft besitzt;

Begründung

Deutlichere Formulierung des Textes in Einklang mit den jüngsten Entwicklungen in der 
Rechtsprechung des EuGH (Fall Gözütok-Brügge vom 11. Februar 2003, verbundene 
Rechtssachen C-187/01 und C-385/01): Im Hinblick auf die staatsanwaltschaftliche Befugnis 
der formellen Einstellung des Verfahrens tritt das Prinzip der doppelten Strafverfolgung in 
Kraft, sofern die Verfahrenseinstellung – auch wenn sie nicht durch ein Gericht erfolgt – 
Rechtskraftwirkung hat.

Änderungsantrag 10
Artikel 1 Buchstabe c a (neu)

(ca) „Gericht des Mitgliedstaats“ – das 
Gericht in dem Mitgliedstaat, in dem die 
maßgebliche Rechtssache vor einem 
Gericht anhängig ist;

Begründung

Der Begriff „Gericht des Mitgliedstaats“ wird in Artikel 3 Buchstabe a verwendet, und aus 
Gründen der Vollständigkeit und Klarheit sollte er unter den Begriffsbestimmungen in 
Artikel 1 angeführt werden.
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Änderungsantrag 11
Artikel 1 Buchstabe e

(e) "idem" die Tatsache, dass der zweiten 
strafbaren Handlung unabhängig von ihrer 
rechtlichen Einstufung ausschließlich 
derselbe oder im Wesentlichen selbe 
Sachverhalt zugrunde liegt.

(e) "idem" die Tatsache, dass der 
möglichen zweiten Anklage unabhängig 
von der rechtlichen Einstufung der 
mutmaßlichen Straftat ausschließlich oder 
im Wesentlichen dieselben Handlungen, 
derselbe Sachverhalt oder dasselbe 
Verhalten zugrunde liegen.

Begründung

Aus Gründen der Genauigkeit ist es wichtig, klarzustellen, dass die doppelte Strafverfolgung 
eine zweimalige Anklage und zwei Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit denselben 
Handlungen, demselben Sachverhalt oder demselben Verhalten betrifft. Wenn man den 
Begriff „Straftat“ anstelle von „Anklage“ verwendet, so wird die Unschuldsvermutung 
stillschweigend außer Kraft gesetzt.

Änderungsantrag 12
Artikel 2 Absatz 1

1. Eine Person, die wegen der Begehung 
einer strafbaren Handlung in einem 
Mitgliedstaat nach dessen Strafrecht und 
dessen Strafverfahrensrecht verfolgt und 
rechtskräftig abgeurteilt worden ist, darf in 
einem anderen Mitgliedstaat wegen 
derselben Handlung nicht erneut verfolgt 
werden, wenn sie bereits freigesprochen 
wurde oder im Falle einer Verurteilung die 
Strafe bereits verbüßt wurde bzw. noch 
verbüßt wird oder nach den 
Rechtsvorschriften des Urteilsstaats nicht 
mehr vollstreckt werden kann.

1. Eine Person, die wegen der 
Anschuldigung, eine strafbare Handlung 
begangen zu haben, in einem 
Mitgliedstaat nach dessen Strafrecht und 
dessen Strafverfahrensrecht verfolgt und 
rechtskräftig abgeurteilt worden ist, darf in 
einem anderen Mitgliedstaat wegen 
derselben Handlung nicht erneut verfolgt 
werden, wenn sie bereits freigesprochen 
wurde oder im Falle einer Verurteilung die 
Strafe bereits verbüßt hat bzw. noch 
verbüßt, die ihr durch das Urteil 
auferlegten Bedingungen erfüllt oder 
erfüllt hat, oder das Urteil nach den 
Rechtsvorschriften des Urteilsstaats nicht 
mehr vollstreckt werden kann.

Begründung

Auch hier ist es aus Gründen der Genauigkeit wichtig klarzustellen, dass die doppelte 
Strafverfolgung eine zweimalige Anklage und zwei Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit 
denselben Handlungen, demselben Sachverhalt oder dasselbe Verhalten betrifft. Wenn man in 
diesem Zusammenhang von der „Begehung“ einer Straftat spricht, dann geht man von einer 
Vermutung aus, die noch nachzuweisen ist, wenn es sich um die Anschuldigung von Straftaten 
handelt. Die anderen Teile des Änderungsantrag dienen der deutlicheren Formulierung des 
Textes. 
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Änderungsantrag 13
Artikel 2 Absatz 2

2. Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist 
möglich, falls neue Tatsachen oder 
Umstände vorliegen, die nach Erlass der 
Entscheidung bekannt werden oder das 
vorausgegangene Verfahren nach den 
materiellen Strafvorschriften und den 
Strafverfahrensvorschriften des 
Urteilsmitgliedstaats schwere, 
möglicherweise den Ausgang des 
Verfahrens berührende Mängel aufweist.

2. Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist 
in Ausnahmefällen möglich, falls neue 
Tatsachen oder Umstände vorliegen, die 
nach Erlass der Entscheidung bekannt 
werden und deren Feststellung zur Zeit 
des Verfahrens von den 
Strafverfolgungsbehörden 
vernünftigerweise nicht erwartet werden 
konnte, oder das vorausgegangene 
Verfahren nach den materiellen 
Strafvorschriften und den 
Strafverfahrensvorschriften des 
Urteilsmitgliedstaats schwere, 
möglicherweise den Ausgang des 
Verfahrens berührende Mängel aufweist, 
vorausgesetzt dass nach den 
Rechtsvorschriften des 
Urteilsmitgliedstaates ein solches neues 
Verfahren durch eine vertikale 
Anwendung des „ne-bis-in-idem“-
Prinzips zulässig ist.

Begründung

Dies ist eine wesentliche sachliche Änderung, die eine unangemessene Verwässerung des 
durch das „ne-bis-in-idem“-Prinzip gebotenen Schutzes verhindern soll. Es ist klarzustellen, 
dass die Befugnisse zu einer neuen Anklage und einer neuen Verhandlung nur in 
Ausnahmefällen bestehen und nicht zur Wiedergutmachung von von Staatsbeamten 
verschuldeten Fehlern dienen können. Neue Beweise müssen wirklich neu sein, und es darf 
sich nicht um Beweise handeln, die für den Fall, dass die erste Strafverfolgung erfolglos 
verläuft, zurückgehalten wurden. Wenn ein Verfahrensfehler ein neues Verfahren in dem 
ursprünglichen Urteilsmitgliedstaat in jedem Fall verhindert, wäre es ungerecht, dieses 
Verbot zu umgehen, indem das zweite Verfahren in einen anderen Mitgliedstaat verlagert 
würde.

Zweitens ist die Formulierung „falls [...] das vorausgegangene Verfahren [...] schwere [...] 
Mängel aufweist“ ungenau. Gemäß dem Grundsatz der Rechtstaatlichkeit muss jede 
Verletzung der Rechte des Angeklagten als schwerer Mangel angesehen werden, so dass keine 
unterschiedlichen Auslegungsmöglichkeiten bei der Umsetzung der Bestimmung möglich sind. 

Änderungsantrag 14
Artikel 3 Buchstabe a

Rechtshängigkeit Rechtshängigkeit
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Ist ein Verfahren in einem Mitgliedstaat 
anhängig und wird während dieser Zeit in 
einem anderen Mitgliedstaat wegen 
derselben strafbaren Handlung eine 
Strafverfolgung eingeleitet, so gilt 
Folgendes:

Ist ein Verfahren in einem Mitgliedstaat 
anhängig und wird während dieser Zeit in 
einem anderen Mitgliedstaat wegen 
derselben strafbaren Handlung eine 
Strafverfolgung eingeleitet, so gilt 
Folgendes:

(a) Vorrangig zuständig ist das Gericht des 
Mitgliedstaats, das besser in der Lage ist, 
eine geordnete Rechtspflege zu 
gewährleisten, wobei folgende Kriterien 
zugrunde gelegt werden: 

(a) Vorrangig zuständig ist das Gericht des 
Mitgliedstaats, wobei folgende in der hier 
angeführten Reihenfolge gewichteten 
Kriterien zugrunde gelegt werden: 

aa) Die strafbare Handlung ist in dem 
betreffenden Mitgliedstaat begangen 
worden.

aa) Die strafbare Handlung ist in dem 
betreffenden Mitgliedstaat begangen 
worden.

bb) Der Täter besitzt die 
Staatsangehörigkeit des betreffenden 
Mitgliedstaats oder hat in dem betreffenden 
Mitgliedstaat seinen Wohnsitz.

bb) Der Täter besitzt die 
Staatsangehörigkeit des betreffenden 
Mitgliedstaats oder hat in dem betreffenden 
Mitgliedstaat seinen Wohnsitz.

cc) Das Opfer stammt aus dem 
betreffenden Mitgliedstaat.

cc) Das Opfer stammt aus dem 
betreffenden Mitgliedstaat.

dd) Der Täter wurde in dem betreffenden 
Mitgliedstaat ergriffen.

dd) Der Täter wurde in dem betreffenden 
Mitgliedstaat ergriffen.
Bis zur Bestimmung des Mitgliedstaats, 
dessen Gericht vorrangig zuständig ist, 
sind alle Verfahren ausgesetzt.

Begründung

Die Kriterien zur Bestimmung des vorrangig zuständigen Mitgliedstaaten müssen eindeutig 
und objektiv sein. Deshalb wird der Bezug auf den Mitgliedstaat, der „besser in der Lage ist, 
eine geordnete Rechtspflege zu gewährleisten“, gestrichen und vorgeschlagen, die vier 
Kriterien, die in der hier angeführten Reihenfolge gewichtet werden, zugrunde zu legen.

Änderungsantrag 15
Artikel 3 Buchstabe b

(b) Sind mehrere Mitgliedstaaten zuständig 
und in der Lage, die Strafverfolgung in 
Bezug auf eine strafbare Handlung, der 
derselbe Sachverhalt zugrunde liegt, 
einzuleiten, so können die zuständigen 
Behörden jedes dieser Mitgliedstaaten nach 
gegenseitiger Konsultation und unter 
Berücksichtigung der Kriterien nach 
Buchstabe a den Mitgliedstaat bestimmen, 
dessen Gericht vorrangig zuständig ist.

(b) Sind mehrere Mitgliedstaaten zuständig 
und in der Lage, die Strafverfolgung in 
Bezug auf eine strafbare Handlung, der 
dieselben Handlungen, derselbe 
Sachverhalt oder dasselbe Verhalten 
zugrunde liegt, einzuleiten, so bestimmen 
die zuständigen Behörden jedes dieser 
Mitgliedstaaten nach gegenseitiger 
Konsultation und unter Berücksichtigung 
der Kriterien nach Buchstabe a den 
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Mitgliedstaat, dessen Gericht vorrangig 
zuständig ist.

Begründung

Die Sprache des Rahmenbeschlusses sollte harmonisiert und deshalb wie im Rest des Textes 
nicht nur von „demselben“ Sachverhalt, sondern von „denselben Handlungen, demselben 
Sachverhalt und demselben Verhalten“, gesprochen werden. Außerdem sollte die 
Entscheidung, einen einzigen Mitgliedstaat für Strafverfolgung zu bestimmen, zwingend und 
nicht fakultativ sein.

Änderungsantrag 16
Artikel 3 Buchstabe c a (neu)

ca) Falls unter Verletzung des „ne-bis-in-
idem“-Prinzips in verschiedenen 
Mitgliedstaaten mehrere Entscheidungen 
über denselben Straftatbestand erlassen 
werden, gilt das „favor-rei“-Prinzip.

Begründung

Es sollte ganz klar sein, dass zur Lösung von Problemen, die durch Verletzungen des „ne-bis-
in-idem“-Prinzips entstehen, das „favor-rei“-Prinzip zur Anwendung kommt.

Änderungsantrag 17
Artikel 4

Ausnahmen
1. Ein Mitgliedstaat kann gegenüber dem 
Generalsekretariat des Rates und der 
Kommission erklären, dass er durch 
Artikel 2 Absätze 1 und 2 nicht gebunden 
ist, wenn die Tat, die der ausländischen 
Entscheidung zugrunde lag, eine gegen 
die Sicherheit oder andere gleichermaßen 
wesentliche Interessen dieses 
Mitgliedstaates gerichtete strafbare 
Handlung darstellt oder von einem 
Bediensteten dieses Mitgliedstaats unter 
Verletzung seiner Amtspflichten 
begangen wurde.

entfällt

2. Ein Mitgliedstaat, der eine Erklärung 
gemäß Absatz 1 abgibt, bezeichnet die 
Arten von strafbaren Handlungen, auf die 
diese Ausnahme Anwendung finden 
kann.

entfällt
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3. Ein Mitgliedstaat kann eine solche 
Erklärung betreffend eine der in Absatz 1 
genannten Ausnahmen jederzeit 
zurücknehmen. Die Rücknahme wird dem 
Generalsekretariat des Rates und der 
Kommission notifiziert und wird am 
ersten Tag des auf den Tag dieser 
Notifikation folgenden Monats wirksam.

entfällt

4. Ausnahmen, die Gegenstand einer 
Erklärung nach Absatz 1 waren, finden 
keine Anwendung, wenn der betreffende 
Mitgliedstaat den anderen Mitgliedstaat 
wegen derselben Tat um Verfolgung 
ersucht oder die Auslieferung des 
Betroffenen angeordnet hat.

entfällt

Begründung

Die Ausnahmen unter diesem Artikel sind zu vage und umfassend und könnten zu Missbrauch 
führen. Wenn eine europaweite Auslegung von „ne bis in idem“ greifen soll, dann gibt es 
keine Rechtfertigung dafür, Ausnahmen von diesem Prinzip zu ermöglichen, die durch die Art 
einzelner Straftaten oder den Status des Beklagten begründet sind.

Änderungsantrag 18
Artikel 5

Wird in einem Mitgliedstaat eine erneute 
Verfolgung gegen eine Person eingeleitet, 
die bereits in einem anderen Mitgliedstaat 
wegen derselben Tat rechtskräftig 
abgeurteilt wurde, so wird jede in dem 
zuletzt genannten Mitgliedstaat wegen 
dieser Tat erlittene Freiheitsentziehung 
oder Geldstrafe auf eine etwa zu 
verhängende Sanktion angerechnet. 
Soweit das innerstaatliche Recht dies 
erlaubt, werden andere als 
freiheitsentziehende Sanktionen, sofern 
sie bereits vollstreckt wurden, oder im 
Rahmen von Verwaltungsverfahren 
auferlegte Sanktionen ebenfalls 
berücksichtigt.

entfällt

Begründung

Der Berichterstatter schlägt vor, alle Ausnahmen von der Anwendung des „ne-bis-in-idem“-
Prinzips zu streichen, also ist auch dieser Artikel, der in Verbindung zu Artikel 4 und dem 
früheren Artikel 2 Absatz 2 steht, zu streichen. 
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Änderungsantrag 19
Artikel 6 Absatz 1

Austausch von Informationen zwischen 
den zuständigen Behörden

Zusammenarbeit und Austausch von 
Informationen zwischen den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten

1. Wird eine Person in einem Mitgliedstaat 
wegen einer strafbaren Handlung verfolgt 
und haben die zuständigen Behörden 
dieses Mitgliedstaats Grund zu der 
Annahme, dass die Anschuldigung dieselbe 
Tat betrifft, derentwegen der Betreffende 
in einem anderen Mitgliedstaat bereits 
rechtskräftig abgeurteilt wurde, so 
ersuchen sie die zuständigen Behörden des 
Urteilsmitgliedstaats um sachdienliche 
Auskünfte.

1. Wird eine Person in einem Mitgliedstaat 
wegen einer strafbaren Handlung verfolgt 
und besteht Grund zu der Annahme, dass 
die Anschuldigung dieselbe Tat, denselben 
Sachverhalt oder dasselbe Verhalten 
betrifft, derentwegen der Betreffende in 
einem anderen Mitgliedstaat bereits 
rechtskräftig abgeurteilt wurde, so 
ersuchen die zuständigen Behörden dieses 
Mitgliedstaats, insbesondere auf 
Ersuchen des Betreffenden oder der 
Verteidigung, die zuständigen Behörden 
des Urteilsmitgliedstaats um sachdienliche 
Auskünfte.

Begründung

Dieser Änderungsantrag schafft für die von der Anwendung des „ne-bis-in-idem“-Prinzip 
betroffene Person oder die betroffene Verteidigung die Möglichkeit, um einen 
Informationsaustausch mit anderen Mitgliedstaaten zu ersuchen, um nachzuweisen, dass die 
Person bereits rechtskräftig verurteilt worden ist.

Änderungsantrag 20
Artikel 6 Absatz 3

3. Jeder Mitgliedstaat gibt gegenüber dem 
Generalsekretariat des Rates und der 
Kommission die Behörden an, die befugt 
sind, um Auskünfte nach Absatz 1 zu 
ersuchen und solche entgegenzunehmen.

3. Jeder Mitgliedstaat gibt gegenüber dem 
Generalsekretariat des Rates und der 
Kommission die Behörden an, die befugt 
sind, die Aufgaben nach Absatz 1 und 
nach Artikel 3 wahrzunehmen.

Begründung

Auch Artikel 3 betreffend Rechtshängigkeit sieht eine Zusammenarbeit zwischen den 
Behörden der Mitgliedstaaten vor, auf die unmissverständlich hinzuweisen ist.

Änderungsantrag 21
Artikel 6 Absatz 3 a (neu)

Datenschutz
(3a) Die Bestimmungen der Richtlinie 
95/461 gelten für die nach diesem 
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Rahmenbeschluss ausgetauschten Daten, 
und zwar bis zur Annahme eines weiteren 
Rahmenbeschlusses zur Einführung eines 
hohen Datenschutzniveaus, das den 
Mitgliedstaaten bei der Umsetzung von 
polizei- und strafrechtlichen 
Bestimmungen der Europäischen Union 
vorgegeben wird.
1 ABl. L 281 vom 27.11.1995, S. 31-50

Begründung

Die Schengener Datenschutzbestimmungen gelten in diesem Bereich nicht, und deshalb muss 
ein Mindestniveau an wirksamen Bestimmungen über die Datenschutzkonvention des 
Europarates hinaus gewährleistet werden.

Änderungsantrag 22
Artikel 8 Absatz 3

3. Auf der Grundlage dieser Angaben legt 
die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat vor dem ........... 
einen Bericht über die Durchführung dieses 
Rahmenbeschlusses vor, dem sie 
erforderlichenfalls 
Gesetzgebungsvorschläge beifügt.

3. Auf der Grundlage dieser Angaben legt 
die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Rahmenbeschlusses einen Bericht über 
seine Durchführung vor, dem sie 
erforderlichenfalls 
Gesetzgebungsvorschläge beifügt.

Änderungsantrag 23
Artikel 9 a (neu)

Artikel 9a
Bestimmungen im Zusammenhang mit 
dem Schengen-Besitzstand
Die Bestimmungen der Artikel 1, 2, 4, 5, 
6, 7, 8, 9 und 10 bilden Maßnahmen, die 
die in Anhang A des Übereinkommens 
zwischen dem Rat der Europäischen 
Union sowie der Republik Island und dem 
Königreich Norwegen über die 
Assoziierung der beiden letztgenannten 
Staaten bei der Umsetzung, Anwendung 
und Entwicklung des Schengen-
Besitzstands2 ändern oder darauf 
aufbauen.

2 ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 36.
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BEGRÜNDUNG

Der griechische Ratsvorsitz hat einen Entwurf für einen Rahmenbeschluss über die 
Anwendung des "ne-bis-in-idem"-Prinzips auf EU-Ebene vorgeschlagen. Bevor der 
Berichterstatter näher auf den Inhalt des Vorschlags eingeht, möchte er betonen, dass er den 
ersten konkreten Vorschlag begrüßt, der auf die Gewährleistung der Grundrechte und               
-freiheiten der Bürgerinnen und Bürger im Rahmen der justiziellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen und, allgemeiner, im Bereich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts abzielt. Die Entwicklungen in diesem Bereich hatten bisher hauptsächlich repressive 
Aspekte betroffen und die Stärkung der Freiheiten der Bürgerinnen und Bürger, und 
insbesondere Verfahrensgarantien, das Recht auf einen fairen Prozess und die Rechte der 
Verteidigung außer Acht gelassen. Die EU-Kommission hat – insbesondere auf Betreiben des 
Europäischen Parlaments – ein Grünbuch über Verfahrensgarantien in Strafverfahren 
innerhalb der Europäischen Union ausgearbeitet, mit dem Ziel, einigen der vorhin genannten 
Unausgewogenheiten abzuhelfen. Der griechische Vorschlag ist ein positiver und konkreter 
Beitrag zu diesem Prozess, und der Berichterstatter möchte dem griechischen Vorsitz für 
seine Bemühungen danken.3

1. Das "ne-bis-in-idem"-Rechtsprinzip und die EU

Das „ne-bis-in-idem“-Rechtsprinzip bekräftigt, dass niemand wegen derselben 
strafbaren Handlung zweimal verfolgt oder vor Gericht gestellt werden darf. Dieses klassische 
Strafverfahrensprinzip, das bereits im Römischen Recht bekannt war, wird weitestgehend 
anerkannt und angewandt. Dieses Prinzip ist durch eine Reihe internationaler 
Übereinkommen geregelt4, die entweder gesetzlich kodifiziert und/oder von nationalen 
Gerichten als allgemeiner Rechtsgrundsatz anerkannt wurden. Auf EU-Ebene wird das „ne-
bis-in-idem“-Prinzip durch Artikel 54 bis 58 des Übereinkommens zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen geregelt.

Das Übereinkommen von Schengen bedeutete im Hinblick auf die Anwendung dieses 
Prinzips in den Mitgliedstaaten der EU einen großen Schritt vorwärts. Erstens verpflichtet es 
die Mitglieder, das Prinzip nicht nur „vertikal“, also auf nationaler Ebene, sondern auch 
„horizontal“, als auf transnationaler Ebene, anzuwenden, wodurch verboten wird, dass eine 
Person, die eine Straftat begangen hat, die auch ein anderes Land betrifft, von Gerichten 
verschiedener Länder mehrmals verfolgt und vor Gericht gestellt wird. 

Zweitens wurde durch das Übereinkommen von Schengen – wenn man es mit anderen 
internationalen Verträgen vergleicht (etwa Artikel 14 des Internationalen Pakts über 
bürgerliche und politische Rechte und Artikel 4 des 7. Protokolls der EMRK) – die Bedeutung 
von „idem“ geklärt, indem es im Sinne desselben Sachverhalts (und nicht desselben 
Tatbestands) ausgelegt wird. Wenn beispielsweise eine Person in Land A wegen der illegalen 
Ausfuhr von Drogen aus Land A in Land B verfolgt wird, kann sie für das andere Vergehen 
der illegalen Einfuhr von Drogen nicht mehr verfolgt werden, da der Sachverhalt derselbe ist, 

3 Der Berichterstatter möchte insbesondere Anita Bultena vom LIBE-Sekretariat sowie Ottavio Marzocchi, 
Berater der Radikalen MdEP für ihren Beitrag zu diesem Bericht seinen Dank aussprechen.
4 Unter anderem: Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte, Artikel 14 Absatz 17; 7. Protokoll 
der Europäischen Menschenrechtskonvention, Artikel 4; das EG-Übereinkommen über das Verbot der doppelten 
Strafverfolgung aus 1987 (das nicht von allen Mitgliedstaaten ratifiziert wurde).
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während sich die Tatbestände je nach dem unterschiedlichen Blickwinkel des jeweiligen 
Landes unterscheiden. 

Drittens decken die Bestimmungen des Schengener Übereinkommens dank der 
Auslegung des Gerichtshofes im Fall Gözütok-Brügge nunmehr eine Reihe von Sanktionen 
mit „non-bis-in-idem“-Wirkung ab, wie etwa Verfahrenseinstellungen. Der Gerichtshof war 
aufgefordert worden, in diesem Fall den Anwendungsbereich von Artikel 54 durch ein 
deutsches und ein belgisches Gericht auszulegen, um zu klären, ob außergerichtliche 
Einigungen oder „Transaktionen“, die ohne eine rechtskräftige Entscheidung eines Richters 
erfolgen, als „ne-bis-in-idem“-wirksam gelten sollen. Die Antwort des Gerichtshofs war 
positiv und lautete, dass bei Einstellungen des Verfahrens die Strafverfolgung durch eine 
Entscheidung einer Behörde beendet wird, die zur Mitwirkung bei der Strafrechtspflege in der 
betreffenden nationalen Rechtsordnung berufen ist. Wenn der Beschuldigte die vom 
Staatsanwalt festgesetzten Auflagen erfüllt, wird damit außerdem das dem Beschuldigten 
vorgeworfene unerlaubte Verhalten geahndet. Folglich muss diese Person als jemand 
betrachtet werden, dessen Fall in Verbindung mit den Handlungen, deren er beschuldigt wird, 
„endgültig eingestellt“ worden ist (res judicata), auch wenn kein Gericht an dem Verfahren 
beteiligt war und die Entscheidung, die zum Abschluss des Verfahrens getroffen wird, nicht in 
Form einer gerichtlichen Entscheidung fällt. 

2. Der griechische Vorschlag und die vorgeschlagenen Änderungsanträge

Der Rahmenbeschluss – durch den Artikel 54 bis 58 des Übereinkommens von 
Schengen über das „ne-bis-in-idem“-Prinzip ersetzt werden sollen - ändert und präzisiert den 
Text der EU-Gesetzgebung, wobei dem vom Gerichtshof im Fall Gözütok-Brügge ergangenen 
Urteil voll Rechnung getragen wird. Die in Artikel 1 festgelegten Definitionen sind 
umfassender und decken eine größere Vielzahl von Vergehen, von Straftaten bis 
Ordnungswidrigkeiten und sonstigen Rechtsverstößen, sowie mehr Entscheidungen ab. Ein 
weiteres wichtiges Element ist der Einschluss von Artikel 3 betreffend die Rechtshängigkeit 
mit einem Verfahren und Kriterien, um zu bestimmen, welcher Mitgliedstaat für die 
Strafverfolgung zuständig ist, wenn in verschiedenen Mitgliedstaaten mehrere Fälle wegen 
derselben strafbaren Handlung anhängig sind. 

Wie der Berichterstatter bereits erwähnt hat, unterstützt er den griechischen 
Vorschlag, und die eingebrachten Änderungsanträge dienen hauptsächlich einer deutlicheren 
Formulierung des Textes. Ferner hat der Berichterstatter in seinem Bericht den Großteil der 
vom Verfasser der Stellungnahme des Ausschusses für Recht und Binnenmarkt, Neil 
McCormick, eingebrachten Änderungsanträge übernommen und hat wertvolle Kommentare 
und Vorschläge von Nichtregierungsorganisationen einfließen lassen.

Der Berichterstatter misst inhaltlich den folgenden Änderungsanträgen besonders 
große Bedeutung bei:

 Die Änderungsanträge 1, 3 und 4 betonen, dass der Vorschlag der Wahrung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten dient; 

 Änderungsantrag 7 fordert die EU auf, in der Frage der verfahrensüberschreitenden 
Anwendung des „ne-bis-in-idem“-Prinzips über die Trennlinie Strafrecht/Zivilrecht 
hinweg tätig zu werden;
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 Änderungsantrag 8 dient der Präzisierung und Einschränkung der Möglichkeiten, einen 
Prozess zu wiederholen;

 Änderungsantrag 15 legt eine Reihenfolge für die Kriterien fest, nach denen die 
zuständigen Mitgliedstaaten bestimmt werden, wenn in verschiedenen Mitgliedstaaten 
mehrere Fälle anhängig sind; 

Änderungsantrag 18 streicht Artikel 4 des Rahmenbeschlusses, der eine Liste von Ausnahmen 
für die Mitgliedstaaten bei der Anwendung des „ne-bis-in-idem“-Prinzips betrifft.
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11. Juni 2003

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR RECHT UND BINNENMARKT

für den Ausschuss für die Freiheiten und Rechte der Bürger, Justiz und innere 
Angelegenheiten

zu der Initiative der Hellenischen Republik im Hinblick auf die Annahme eines 
Rahmenbeschlusses des Rates über die Anwendung des "ne-bis-in-idem"-Prinzips
(7246/2003 – C5-0165/2003 – 2003/0811(CNS))

Verfasser der Stellungnahme: Neil MacCormick

VERFAHREN

In seiner Sitzung vom 23. April 2003 benannte der Ausschuss für Recht und Binnenmarkt 
Neil MacCormick als Verfasser der Stellungnahme.

Der Ausschuss prüfte den Entwurf einer Stellungnahme in seinen Sitzungen vom 21. Mai und 
10. Juni 2003.

In der letztgenannten Sitzung nahm er die nachstehenden Änderungsanträge einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Giuseppe Gargani, Vorsitzender; Bill Miller,  
stellvertretender Vorsitzender; Paolo Bartolozzi, Ward Beysen, Bert Doorn, Janelly Fourtou, 
Evelyne Gebhardt, José María Gil-Robles Gil-Delgado, Piia-Noora Kauppi (in Vertretung von 
The Lord Inglewood), Malcolm Harbour, Kurt Lechner, Klaus-Heiner Lehne, Manuel Medina 
Ortega, Angelika Niebler (in Vertretung von Anne-Marie Schaffner), Marcelino Oreja 
Arburúa (in Vertretung von Rainer Wieland), Marianne L.P. Thyssen, Diana Wallis, Matti 
Wuori (in Vertretung von Ulla Maija Aaltonen) und Stefano Zappalà.
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Kurze Begründung

Das „ne-bis-in-idem“-Prinzip bzw. das Verbot der doppelten Strafverfolgung ist der 
Grundsatz, dem zufolge niemand aufgrund derselben Anklage wegen derselben oder im 
Wesentlichen selben Taten und Tatsachen zweimal verfolgt oder verurteilt werden darf. Das 
Verbot der doppelten Strafverfolgung ist als grundlegendes Individualrecht in vielen 
internationalen Rechtsinstrumenten im Bereich der Menschenrechte wie etwa der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union und der Europäischen Menschenrechtskonvention 
verankert. Zu Recht gilt dieses Recht als wesentliches Bollwerk gegen den repressiven 
Einsatz staatlicher Macht über Bürger, und seine Verletzung ist ein sicherer Hinweis auf 
Missachtung der Rechtsstaatlichkeit und mit dem Wesen eines Rechtsstaats absolut 
unvereinbar.

Mit dem Vorschlag für einen Rahmenbeschluss des Rates soll eine wesentliche 
Voraussetzung für einen echten Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts in der 
Union geschaffen werden. Dies wird dadurch erreicht, dass die horizontale Anwendung des 
„ne-bis-in-idem“-Prinzips in allen Mitgliedstaaten vorgeschrieben wird, so dass die 
Unionsbürger und andere Personen, die ihren rechtmäßigen Wohnsitz in der EU haben, keiner 
doppelten Strafverfolgung ausgesetzt werden können, indem sie in mehreren Mitgliedstaaten 
unter Anklage derselben strafbaren Handlung auf der Grundlage derselben Tatsachen vor 
Gericht gestellt werden. 

Diese Maßnahme wird eindeutig dem Subsidiaritätsprinzip gerecht, da nur 
Rahmengesetzgebung auf der Ebene der Union die genannten Ziele erreichen kann, zu denen 
sich die Mitgliedstaaten bekannt haben; ferner wird sie dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit gerecht, da es im Wesentlichen im Ermessen der Mitgliedstaaten steht, 
wie sie den Rahmenbeschluss im Rahmen ihrer eigenen Rechtssysteme umsetzen.

Der Vorschlag ist außerordentlich zu begrüßen, und das Parlament sollte keine Zeit verlieren, 
einem so wünschenswerten Rahmenbeschluss den Weg zu ebnen.

Die im Namen des Rechtsausschusses eingereichten Änderungsanträge in dieser 
Stellungnahme sollen die rechtliche Genauigkeit der Begriffe, auf denen sich der Beschluss 
gründet, verbessern und die Definitionen der zulässigen Ausnahmen vom Verbot der 
doppelten Strafverfolgung klarer fassen, auch indem sichergestellt wird, dass die 
Unschuldsvermutung nicht stillschweigend außer Kraft gesetzt wird, indem von „strafbaren 
Handlungen“ und nicht von „Anschuldigung“ oder „Vorwurf“ die Rede ist.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Recht und Binnenmarkt ersucht den federführenden Ausschuss für die 
Freiheiten und Rechte der Bürger, Justiz und innere Angelegenheiten, folgende 
Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:
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Von der Hellenischen Republik 
vorgeschlagener Text5

Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 1

(1) Das "ne-bis-in-idem"-Prinzip oder 
Verbot der doppelten Strafverfolgung, d.h. 
dass niemand wegen derselben Tat oder 
demselben strafbaren Verhalten zweimal 
verfolgt oder verurteilt werden darf, ist als 
Individualrecht in den internationalen 
Rechtsinstrumenten über die 
Menschenrechte, wie dem Protokoll Nr. 7 
zur Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(Artikel 4) und der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union (Artikel 50) 
verankert und wird von allen 
Rechtssystemen anerkannt, die sich auf die 
Achtung und den Schutz der Grundrechte 
berufen.

(1) Das "ne-bis-in-idem"-Prinzip oder 
Verbot der doppelten Strafverfolgung, dem 
zufolge niemand unter Anklage derselben 
Tat, die dasselbe strafbare Verhalten 
darstellt, zweimal verfolgt oder verurteilt 
werden darf, ist als Individualrecht in den 
internationalen Rechtsinstrumenten über 
die Menschenrechte, wie dem Protokoll Nr. 
7 zur Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(Artikel 4) und der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union (Artikel 50) 
verankert und wird von allen 
Rechtssystemen anerkannt, die sich auf die 
Achtung und den Schutz der Grundrechte 
berufen. Dies ist ein wesentliches 
Bollwerk gegen den repressiven Einsatz 
staatlicher Macht über Menschen.

Begründung

Aus Gründen der Genauigkeit ist es wichtig klarzustellen, dass die doppelte Strafverfolgung 
eine zweimalige Anklage und zwei Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit denselben 
Handlungen und Tatsachen betrifft. Es ist ferner darauf hinzuweisen, dass dieser Grundsatz 
ein wesentliches Bollwerk gegen den Missbrauch staatlicher Macht ist. 

Änderungsantrag 2
Erwägung 7

(7) Die Anwendung des "ne-bis-in-idem"-
Prinzips hat bisher zahlreiche schwierige 
Fragen in Bezug auf die Auslegung bzw. 
Akzeptanz bestimmter wesentlicher 
Bestimmungen oder allgemeinerer 
Vorschriften (z.B. Bedeutung von "idem") 
aufgeworfen, die auf die uneinheitliche 
Regelung dieses Prinzips in den 
verschiedenen internationalen 
Rechtsinstrumenten und seine 
unterschiedliche Handhabung in der 

(7) Die Anwendung des "ne-bis-in-idem"-
Prinzips hat bisher zahlreiche schwierige 
Fragen in Bezug auf die Auslegung bzw. 
Akzeptanz bestimmter wesentlicher 
Bestimmungen oder allgemeinerer 
Vorschriften (z.B. 
Auslegungsschwierigkeiten in Bezug auf 
die Bedeutung von "idem" oder „dieselbe“ 
beispielsweise in Bezug auf „dieselbe 
Anklage“, „dieselben Handlungen“ oder 
„dieselben Tatsachen“) aufgeworfen, die 

5 ABl. C 100 vom 26.4.2003, S. 24.
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nationalen Rechtspraxis zurückzuführen 
sind. Mit dem vorliegenden 
Rahmenbeschluss soll erreicht werden, 
dass die Mitgliedstaaten über gemeinsame 
Rechtsnormen in Bezug auf das "ne-bis-in-
idem"-Prinzip verfügen, um sowohl deren 
einheitliche Auslegung als auch ihre 
einheitliche Anwendung in der Praxis 
sicherzustellen.

auf die uneinheitliche Regelung dieses 
Prinzips in den verschiedenen 
internationalen Rechtsinstrumenten und 
seine unterschiedliche Handhabung in der 
nationalen Rechtspraxis zurückzuführen 
sind. Mit dem vorliegenden 
Rahmenbeschluss soll erreicht werden, 
dass die Mitgliedstaaten über gemeinsame 
Rechtsnormen in Bezug auf das "ne-bis-in-
idem"-Prinzip verfügen, um sowohl deren 
einheitliche Auslegung als auch ihre 
einheitliche Anwendung in der Praxis 
sicherzustellen.

Begründung

Diese geringfügige Ergänzung zum Originaltext macht ihn für den gewöhnlichen fachfremden 
Gesetzgeber leichter verständlich.

Änderungsantrag 3
Artikel 1 Buchstabe b

(b) "Entscheidung" jede von einem 
Strafgericht eines Mitgliedstaats als 
Ergebnis eines Strafverfahrens erlassene 
rechtskräftige Entscheidung, bei der es sich 
im Einklang mit den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften jedes Mitgliedstaats um 
eine Verurteilung oder einen Freispruch 
oder um eine endgültige Einstellung der 
Strafverfolgung handeln kann, sowie das 
Ergebnis einer außergerichtlichen 
Schlichtung in Strafsachen; als 
rechtskräftig gilt jede Entscheidung, die 
nach dem innerstaatlichen Recht 
Rechtskraft besitzt;

(b) "Entscheidung" jede von einem 
Strafgericht eines Mitgliedstaats als 
Ergebnis eines Strafverfahrens erlassene 
rechtskräftige Entscheidung, bei der es sich 
im Einklang mit den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften jedes Mitgliedstaats um 
eine Verurteilung oder einen Freispruch 
oder um eine endgültige Einstellung der 
Strafverfolgung handeln kann, sowie das 
Ergebnis einer außergerichtlichen 
Schlichtung in Strafsachen; als 
rechtskräftig gilt jede Entscheidung (eines 
Gerichts oder einer anderen Stelle), die 
nach dem innerstaatlichen Recht 
Rechtskraft besitzt;

Begründung

Dieser Änderungsantrag dient einer Präzisierung, die bereits in der Rechtsprechung des 
EuGH festgelegt ist; demzufolge tritt im Hinblick auf die Befugnis der Staatsanwaltschaft zur 
formellen Einstellung des Verfahrens das Prinzip der doppelten Strafverfolgung in Kraft, 
sofern die Verfahrenseinstellung - auch wenn sie nicht durch ein Gericht erfolgt - 
rechtskräftig ist.
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Änderungsantrag 4
Artikel 1 Buchstabe c a (neu)

Betrifft nicht die deutsche Fassung.

Begründung

Betrifft nicht die deutsche Fassung.

Änderungsantrag 5
Artikel 1 Buchstabe e

(e) "idem" die Tatsache, dass der zweiten 
strafbaren Handlung unabhängig von 
ihrer rechtlichen Einstufung ausschließlich 
derselbe oder im Wesentlichen selbe 
Sachverhalt zugrunde liegt.

(e) "idem" die Tatsache, dass der 
möglichen zweiten Anschuldigung oder 
Anklage unabhängig von der rechtlichen 
Einstufung der Straftat, die Gegenstand 
der Anklage ist, ausschließlich derselbe 
oder im Wesentlichen selbe Sachverhalt 
zugrunde liegt.

Begründung

Aus Gründen der Genauigkeit ist es wichtig, klarzustellen, dass die doppelte Strafverfolgung 
eine zweimalige Anklage und zwei Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit denselben 
Handlungen und Tatsachen betrifft. Wenn man den Begriff „strafbare Handlung“ anstelle 
von „Anklage“ verwendet, so wird die Unschuldsvermutung stillschweigend außer Kraft 
gesetzt. 

Änderungsantrag 6
Artikel 1 Absatz 1

1. Eine Person, die wegen der Begehung 
einer strafbaren Handlung in einem 
Mitgliedstaat nach dessen Strafrecht und 
dessen Strafverfahrensrecht verfolgt und 
rechtskräftig abgeurteilt worden ist, darf in 
einem anderen Mitgliedstaat wegen 
derselben Handlung nicht erneut verfolgt 
werden, wenn sie bereits freigesprochen 
wurde oder im Falle einer Verurteilung die 
Strafe bereits verbüßt wurde bzw. noch 
verbüßt wird oder nach den 
Rechtsvorschriften des Urteilsstaats nicht 
mehr vollstreckt werden kann.

1. Eine Person, die wegen des Vorwurfs, 
eine strafbare Handlung begangen zu 
haben, in einem Mitgliedstaat nach dessen 
Strafrecht und dessen Strafverfahrensrecht 
verfolgt und rechtskräftig abgeurteilt 
worden ist, darf in einem anderen 
Mitgliedstaat wegen derselben Handlung 
nicht erneut verfolgt werden, wenn sie 
bereits freigesprochen wurde oder im Falle 
einer Verurteilung die Strafe bereits 
verbüßt wurde bzw. noch verbüßt wird 
oder das Urteil nach den 
Rechtsvorschriften des Urteilsstaats nicht 
mehr vollstreckt werden kann.
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Begründung

Auch hier ist es aus Gründen der Genauigkeit wichtig klarzustellen, dass die doppelte 
Strafverfolgung eine zweimalige Anklage und zwei Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit 
denselben Handlungen und Tatsachen betrifft. Wenn man in diesem Zusammenhang von der 
„Begehung“ einer Straftat spricht, dann geht man von einer Vermutung aus, die noch 
nachzuweisen ist, wenn es sich um den Strafvorwurf handelt.

Der zweite Teil des Änderungsantrag dient der größeren stilistischen Klarheit und betrifft 
möglicherweise nicht alle Sprachen.

Änderungsantrag 7
Artikel 2 Absatz 2

2. Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist 
möglich, falls neue Tatsachen oder 
Umstände vorliegen, die nach Erlass der 
Entscheidung bekannt werden oder das 
vorausgegangene Verfahren nach den 
materiellen Strafvorschriften und den 
Strafverfahrensvorschriften des 
Urteilsmitgliedstaats schwere, 
möglicherweise den Ausgang des 
Verfahrens berührende Mängel aufweist.

2. Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist 
in Ausnahmefällen möglich, falls neue 
Tatsachen oder Umstände vorliegen, die 
nach Erlass der Entscheidung bekannt 
werden und deren Feststellung zur Zeit 
des Verfahrens von den 
Strafverfolgungsbehörden 
vernünftigerweise nicht erwartet werden 
konnte, oder das vorausgegangene 
Verfahren nach den materiellen 
Strafvorschriften und den 
Strafverfahrensvorschriften des 
Urteilsmitgliedstaats schwere, 
möglicherweise den Ausgang des 
Verfahrens berührende Mängel aufweist, 
vorausgesetzt dass nach den 
Rechtsvorschriften des 
Urteilsmitgliedstaates ein solches neues 
Verfahren durch eine vertikale 
Anwendung des „ne-bis-in-idem“-
Prinzips zulässig ist.
Die Verletzung der Rechte des 
Angeklagten in einem vorausgegangenem 
Verfahren gilt immer als berührender 
Mangel.

Begründung

Dies ist eine wesentliche sachliche Änderung, die eine unangemessene Verwässerung des 
durch das „ne-bis-in-idem“-Prinzip gebotenen Schutzes verhindern soll. Es ist klarzustellen, 
dass die Befugnisse zu einer neuen Anklage und einer neuen Verhandlung nur in 
Ausnahmefällen bestehen und nicht zur Wiedergutmachung von von Staatsbeamten 
verschuldeten Fehlern dienen können. Neue Beweise müssen wirklich neu sein, und es darf 
sich nicht um Beweise handeln, die für den Fall, dass die erste Strafverfolgung erfolglos 
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verläuft, zurückgehalten wurden. Wenn ein Verfahrensfehler ein neues Verfahren in dem 
ursprünglichen Urteilsmitgliedstaat in jedem Fall verhindert, wäre es ungerecht, dieses 
Verbot zu umgehen, indem das zweite Verfahren in einen anderen Mitgliedstaat verlagert 
würde.

Zweitens ist die Formulierung „berührender Mangel ... in einem vorausgegangenen 
Verfahren“ ungenau. Gemäß dem Grundsatz der Rechtstaatlichkeit muss jede Verletzung der 
Rechte des Angeklagten als berührender Mangel angesehen werten, so dass keine 
unterschiedlichen Auslegungsmöglichkeiten bei der Umsetzung der Bestimmung möglich sind. 

Änderungsantrag 8
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a

Vorrangig zuständig ist das Gericht des 
Mitgliedstaats, das besser in der Lage ist, 
eine geordnete Rechtspflege zu 
gewährleisten, wobei folgende Kriterien 
zugrunde gelegt werden: 

Vorrangig zuständig ist das Gericht des 
Mitgliedstaats, das besser in der Lage ist, 
eine geordnete Rechtspflege zu 
gewährleisten, wobei folgende Kriterien, 
die üblicherweise in der hier angeführten 
Reihenfolge gewichtet werden, zugrunde 
gelegt werden:

Begründung

Es ist nicht hilfreich, vier Kriterien anzuführen, ohne ihre relative Gewichtung zu erwähnen. 
Wenn die vorgeschlagene offensichtliche Gewichtung nicht beabsichtigt war, kann auch eine 
andere Formulierung angenommen werden.

Änderungsantrag 9
Artikel 4 Absatz 1

1. Ein Mitgliedstaat kann gegenüber dem 
Generalsekretariat des Rates und der 
Kommission erklären, dass er durch 
Artikel 2 Absätze 1 und 2 nicht gebunden 
ist, wenn die Tat, die der ausländischen 
Entscheidung zugrunde lag, eine gegen die 
Sicherheit oder andere gleichermaßen 
wesentliche Interessen dieses 
Mitgliedstaates gerichtete strafbare 
Handlung darstellt oder von einem 
Bediensteten dieses Mitgliedstaats unter 
Verletzung seiner Amtspflichten begangen 
wurde.

1. Ein Mitgliedstaat kann gegenüber dem 
Generalsekretariat des Rates und der 
Kommission erklären, dass er durch 
Artikel 2 Absätze 1 und 2 nicht gebunden 
ist, wenn die Tat, die der ausländischen 
Entscheidung zugrunde lag, eine gegen die 
Sicherheit oder andere gleichermaßen 
wesentliche erklärte Interessen dieses 
Mitgliedstaates gerichtete strafbare 
Handlung darstellt oder von einem 
Bediensteten dieses Mitgliedstaats unter 
Verletzung seiner Amtspflichten begangen 
wurde, sofern die Verletzung der 
Amtspflicht selbst eine strafbare 
Handlung darstellt.
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Begründung

Die Änderung von Absatz 1 soll nur die Übereinstimmung mit dem „nulla-poena-sine-lege“-
Prinzip in seiner besonderen Geltung für Beamte gewährleisten.

Die Änderung von Absatz 2 gewährleistet, dass die Staaten den Geltungsbereich der 
Ausnahmeregelung vom üblicherweise geltenden Verbot der doppelten Strafverfolgung genau 
und klar darlegen müssen.

Beide Änderungen gemeinsam gewährleisten, dass die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit 
und der Rechtsstaatlichkeit eingehalten werden, wenn die Staaten ihre Befugnis ausüben, zu 
erklären, dass sie nicht an das „ne-bis-in-idem“-Prinzip gebunden sind.

Änderungsantrag 10
Artikel 4 Absatz 2

2. Ein Mitgliedstaat, der eine Erklärung 
gemäß Absatz 1 abgibt, bezeichnet die 
Arten von strafbaren Handlungen, auf die 
diese Ausnahme Anwendung finden kann.

2. Ein Mitgliedstaat, der eine Erklärung 
gemäß Absatz 1 abgibt, bezeichnet genau 
und detailliert die Arten von strafbaren 
Handlungen, auf die diese Ausnahme 
Anwendung findet.

Begründung

Siehe Begründung des Änderungsantrags zu Artikel 4 Absatz 1.

Änderungsantrag 11
Artikel 5

Wird in einem Mitgliedstaat eine erneute 
Verfolgung gegen eine Person eingeleitet, 
die bereits in einem anderen Mitgliedstaat 
wegen derselben Tat rechtskräftig 
abgeurteilt wurde, so wird jede in dem 
zuletzt genannten Mitgliedstaat wegen 
dieser Tat erlittene Freiheitsentziehung 
oder Geldstrafe auf eine etwa zu 
verhängende Sanktion angerechnet. 
Soweit das innerstaatliche Recht dies 
erlaubt, werden andere als 
freiheitsentziehende Sanktionen, sofern sie 
bereits vollstreckt wurden, oder im 
Rahmen von Verwaltungsverfahren 
auferlegte Sanktionen ebenfalls 
berücksichtigt.

Wird in einem Mitgliedstaat auf der 
Grundlage der in Artikel 2 Absatz 2 oder 
Artikel 4 genannten 
Ausnahmeregelungen eine erneute 
Verfolgung gegen eine Person eingeleitet, 
die bereits in einem anderen Mitgliedstaat 
wegen derselben Tat rechtskräftig 
abgeurteilt wurde, und führt die neue 
Verfolgung zu einer Verurteilung, so 
werden bei der Haftdauer oder der 
Geldstrafe, zu der diese Person verurteilt 
werden kann, frühere im ursprünglichen 
Urteilsmitgliedstaat verbüßte Haftstrafen 
oder gezahlte Geldstrafen berücksichtigt, 
indem diese Zeit bzw. dieser Betrag von 
der Haftstrafe bzw. der Geldstrafe 
abgezogen wird, die unter anderen 
Umständen nach den Rechtsvorschriften 
des gegenwärtigen Urteilsmitgliedstaates 
verhängt werden müßte. Soweit das 
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innerstaatliche Recht dies erlaubt, werden 
andere als freiheitsentziehende Sanktionen, 
sofern sie bereits vollstreckt wurden, oder 
im Rahmen von Verwaltungsverfahren 
auferlegte Sanktionen ebenfalls 
berücksichtigt.

Begründung

Die Ergänzung im ersten Satz definiert den Kontext der Anwendbarkeit des Prinzips der 
Anrechnung. Der nächste Teil des Änderungsantrags legt eine weitere Bedingung fest, 
nämlich dass eine Verurteilung stattgefunden hat. Im letzten Teil soll das Prinzip der 
Anrechnung einer früher verbüßten Haftstrafe oder gezahlten Geldstrafe im Fall einer 
zweiten Verurteilung für die im Wesentlichen selbe Straftat (Ausnahmefall) erläutert werden. 
In der jetzigen Form ist Artikel 5 - wenigstens im Englischen - kaum verständlich.

Änderungsantrag 12
Artikel 7

Die Bestimmungen der Artikel 1 bis 6 
stehen der Anwendung weiter gehender 
innerstaatlicher Bestimmungen über die 
Geltung des Verbots der doppelten 
Strafverfolgung in Bezug auf ausländische 
Justizentscheidungen nicht entgegen.

Betrifft nicht die deutsche Fassung.

Begründung

Betrifft nicht die deutsche Fassung. 


